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„Den Wandel akzeptieren und ıh polıtısch
gestalten“
FEın Gespräch mı1ıt der Berliıner Ausländerbeauftragten Barbara John
7U den miıttel- und langfristig brisantesten innenpolitischen eıt wächst die Generatıon VO Ausländern heran, dıe mMI1t
Fragen dürfte dıe Ausländerpolitik gehören. In den etzten Sicherheit be] uns bleiben wırd. Es sınd die be] u11l gebo-
Onaten ıst In dieses Thema Bewegung gekommen nıcht Jungen Ausländer, die trotzdem nıcht deutsche
zuletzt angestoßen durch Thesen des Freiburger Politologen Staatsbürger sınd. Sıe haben den Status VO  — Ausländern
Dieter Oberndörfer (vel. S Januar 71988, 20ff.) Gleichzei- un: leiıden nıcht selten darunter. Diese Personengruppe
19 drückt sıch In e1inem Entwurf zum ucCcnNn Ausländerrecht wırd das, W as S$1Ee 1mM Verhältnis Z eutschen Mehrheit
des Bundesinnenministeriums “O Frühjahr dieses Jahres e1n empfindet, als Erfahrung hre Famılıien weıtergeben. In
ungeschminktes Nationalstaatsdenken auS, 7U 1E Man baum unserem eigenen Interesse müfsten diese Erfahrungen p -
mehr für möglıch hielt. 'hber den polıtischen Umgang mA1t der sıtıver, nıcht negatıver Natur se1n. Damıt dazu kom-
Ausländerproblematik sprachen 2017 mA1t der Ausländerbeauf- LI1C  $ kann, benötigen WITr grundlegende Veränderungen.
iragten des Senats Vo  S Berlin, Barbara John Dıie Fragen
stellte Klaus Nıentiedt. „Unsere Gesellschaft annn nıcht

Frau John, seIit einıgen Monaten lıegt eın Entwurt wıeder eiıner 1Ur deutschzentrierten
Z Reform des Ausländerrechts 4US dem Bonner Innen- werden“
mınısterıum V Als die Presse den Entwurf ekannt- Haben WIr uns noch nıcht genügend darauf eInNgE-machte, bezog sıch dıe Kriıtık wenıger auf Detaıls der
Gesetzgebung, sondern wurde Entsetzen über die eIN- tellt, dafß 4U 5 den Gastarbeıtern der 550er und 60er Jahre

die Eınwanderer der /0er un: 80er Jahre yeworden sınd?geschlagene grundsätzlıche Rıchtung artıkuliert. Warum
haben WIr gegenwärtıig beım Thema Ausländerpolitik John Dıi1e Ausländerpolitik, die heute gestalten ISt, 1STt
mIt solchen Verwerfungen tun ” 1mM klassıschen 1Inn keıine Ausländerpolitik mehr, sondern

S1e 1St Inländerpolitik für Menschen, die eınen VO derJohn eıl WIFr grundlegende polıtische NeuorIilentlierun-
SCHh und Veränderungen benötigen, über die INn der Kepu- Mehrheit der Bevölkerung verschıedenen Rechtsstatus

haben un: aus anderen kulturellen, relıg1ösen un: sprach-blık bısher wen1g dıskutiert wırd. Vıele gehen INn der
Ausländerpolitik eigentliıch immer noch VoO  a alten enk- lıchen Tradıtionen SLamMMeEN Deswegen muß sıch die Aus-

länderpolitik INn Zukunft wenıger mIiıt Fragen der Eın- unschablonen AaUs; dabej zeıgt sıch, da{fßs die Realıtäten noch
nıcht wirklich JA Kenntnıiıs SC  n worden sınd. In Ausreıse oder des Autenthaltsstatus befassen, sondern e1-

11C  — Schwerpunkt sSseizen be]l der Integration un der Mın-der Bundesrepublik un: Westberlin leben 4, Millionen
Ausländer, dıe meısten VO ihnen werden auf Dauer hıer derheitenpolitık. Im Mittelpunkt müfßte dabe] 1ne offen-

S1Ve Eiınbürgerungspolitik stehen, also iıne Polıtik, diebleiben. Hätte In der Vergangenheıt W1€e In auf Gleichstellung VO einheimischer Bevölkerungsmehr-Frankreich aufgrund einer entsprechenden parte1politi-
schen Polarısierung mehr öffentliche Dıskussion die- heıt un: zugewanderten Ausländern abzielt.
SC Thema gegeben, wäare diıes für dıe Ausländerpolitik Bıs heute ISt nıcht klar, welcher Stellenwert dem VO
wahrscheinlich anregend SCWESCN. Demgegenüber eNL- Innenminısterium vorgelegten Entwurf elınes Ausländer-
zünden sıch dıe Dıskussionen be] uns H eANIE In einer Phase, rechts wiırklıch zukommt. Der Bundesinnenminister hat
in der S1e eigentlich eendet seın sollten, nämlıch be] der als eın nıcht mı1t ihm abgestimmtes Arbeıtspapıer be-
Gesetzgebung. Die Gesetzgebung müfßste dıe Be- zeichnet. Warum geht dann doch sehr 1INns Detaıiıl?
wußltseinsveränderungen aufgreıfen, S1E zusammentas- John Das Bundesinnenministerium hätte diesen EntwurfSCH, auft dieser Grundlage eın Gesetz tormen des-
SC  S beginnen dıe Grundsatzdiskussionen TSL Jetzt. sıcher nZ Ausländergesetz gemacht. Aber

mudfste damıt scheıtern, denn 1STt VOT allem In seliner
Woran lıegt C dafß iın der Bundesrepublik nıcht Begründung eın rückschrittlicher Entwurft. Unsere Ge:

einem früheren Zeıtpunkt der nötıgen Auseınander- sellschaft kann nıcht wıeder einer 1Ur deutschzentrier-
SELZUNgG mIıt dem 'Thema gekommen st? ten Gesellschaft werden. Der Entwurf 1STt auf Jjene Art und

Weıse deutschtümelnd, da{fß den hıer geborenen JungenJohn Eıne der Ursachen esteht In den gedankliıchen Ver- Inländer türkischer oder Jugoslawıscher Herkunfrt 4U 5 -krustungen, In dıe WITr eingezwängt sınd, nıcht NUuUr als
Deutsche, sondern als Angehörıige elines europäiıschen schließt. Zur Integration kann dieser Gesetzentwurt des-

halb wen1g beitragen. Schon 1ın den Denkmustern, dıe ıhmNatıonalstaats. Alle übergreifenden un: arüber hinaus
welsenden Veränderungen mussen noch bewältigt und zugrunde lıegen, mu{(ßß überarbeitet werden.
verarbeıtet werden. Im übrıgen befinden WITr uns In eıner Als der Gesetzentwurt ekannt wurde, hıefß
entscheıidenden Phase der Integrationsentwicklung: Zur „Apotheose des Natıonalstaats“” Ist natıonale Interessen-
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polıtık unvereınbar miıt einer zukünftigen Ausländerpoli- Ostpolıitiık un: 1St ohl 1n der Ausländerpolıitik nıcht
tiık? anders. In meıner Parte1ı gyab un: oıbt Politiker, die

John Keineswegs. Ausländerpolıitik bleibt natıonale In- dumpfen Abwehrhaltungen in der Bevölkerung nıcht DG-
nügend ENISECHENLFELCN, dıe nıcht sehen, da{ß S1e MmMI1t dieserteressenpolıtık ber natıonale Interessenpolıtik umfa{(lt

auch dıie AaUS anderen Herkunttsländern stammende lauen Haltung nıcht LLUTLE der Parteı, sondern uch UNSECHEN

Bürgern un: UNSCHEHN Gemeınnwesen schaden.Wohnbevölkerung. Integration steht nıcht 1m Wıder-
spruch natıonaler Interessenpolitık. Der Autor des Ge- Bleibt der @2  S überhaupt eın anderer Weg, WECNN

setzentwurtes 1St leider diesem Irrtum erlegen. Jeder Staat S1e weıterhın meınt, den rechten Rand des polıtischen
hat selbstverständlich nıcht LL1LUT das Recht, sondern die Spektrums integrieren sollen?
Pflicht, Polıtık 1MmM natıonalen Interesse machen. Diese John Im Grundsatz halte ich diesen IntegrationsversuchPolitik darf aber nıcht Politik ın einem ethnısch eutsch-
zentrlerten Sınne se1ın. für richtig. Es 1St besser, diese Strömungen ın ine demo-

kratische Parte1ı integrieren, Als S1e 1n Sondergruppen
Aber eın Großteil der Bevölkerung sıeht otffenbar Polıitik machen lassen. Dıie Eınbindung wiırd ber NR

anders. Eıne Polıitik erklärtermafßen ZUgunsten der Aus- yelıngen, WENN gleichzeıitig menschenfteindliche polıtische
länder kostet eher Wählerstimmen, als da{fß S1e welche e1In- Ansätze, Parolen und Forderungen ohne Wenn un Aber
bringt bekämpft werden. Wenn 198028  — Vertretern solcher Posıtio0-

John In eıner Demokratıe 1STt überhaupt nıcht nN-
HIC  > ber Zugeständnisse macht, ördert INa  z geradezu
iıne Antıausländerhaltung.dıg, da{ß die Politiker den Leuten nach dem Munde reden.

Die Menschen sınd 1e] klüger un mündiıger, als dıe Polı- Sıe haben das Verhältnis der CDLVYESE Z UG Auslän-
tiker annehmen. S1e vertragen den Wıderspruch. S1e wol- derpolıtik einmal ‚ırratiıonal” ZENANNL. Was verstehen Sıe
len ıhn Oß S1ıe provozıeren ihn geradezu mıt ihren darunter?
Stammtischmeinungen, denn S1e WISSen, da{fß Stiımmungen John Vor allem die Tatsache, daß oft eın gefühlsmäfßigenıcht direkt INn Politik uUumgeSELZL werden können, da{fß sS1e Abwehrhaltungen A0  = Grundlage VO Polıitiık gemachtallentalls eınen SenSLen Entwurf aus der eıgenen Begrenzt- werden. In geradezu klassischer Form tinden WIr das 1MmM
heıt des Denkens darstellen. Die polıtische Führung mu{ß
diese Ansätze aufnehmen, sıch mIıt ıhnen auseinanderset- Entwurt des Ausländergesetzes wıeder, WE VO deut-

schen Volkscharakter die Rede 1STt. Irrational 111 ich C
S  =) und schliefßlich eın durchdachtes Konzept vorlegen.
Es o1bt keinen Grund anzunehmen, die Deutschen WUur-

WE n wiırd, als sel der deutsche Volkscharakter
eın Argument dagegen, dafß eın Junger Ausländer, der in

den solchen Konzepten nıcht tolgen. Auch In der Vergan-
genheıt dıe Politiker erfolgreichsten, dıe auch der Bundesrepublık gyeboren iSt, seINeE Ehefrau hierher

holt. Dahıinter steckt keın Gedanke mehr. FEın vergleichs-Stımmungen andeln ıIn der Lage N, LWAa welse kleines Problem wırd In gedankenloser, fast schon
Ludwiıg Erhard mMIt seıner entschiedenen Hınwendung herzloser Weıse übertrieben un eiınem Bürgerschreck
ZUr soz1ıalen Marktwirtschaft, Konrad Adenauer mI1ıt der aufgebauscht. ID7G Realıtäten werden dann nıcht mehr Zur
Einbindung in die westliche Wertegemeinschaft. Nur dıe Kenntnıiıs SCPolitiker bringen uns ©  Ny, die den Mut un die Phanta-
S$1e aufbringen SCHh Wır mussen alles ändern, damıt
alles beım alten leıbt, nämlıch, da{flß WIr iıne Gesellschaft „AUS dem Nıicht-Einwanderungsland
leıben, die ihre Probleme un: Konflikte auf i1ne humane Bundesrepublık 1St eın Land mıt
un kreatıve Art |Iösen bemüht 1St. Miıllıonen Einwanderern geworden

Ist eigentlıch das Engagement VO  i CDU-Politikern
„Die CD  E& hat dann un Wann ZURUNSLIEN der Aussıedler eın Versuch, Versäumnıisse iın

wıchtige Gestaltungsmöglichkeıiten für der Ausländerpolitik dort, sıch als natıonale Auf-
dıe Zukunft verpaßt” vyabe noch ehesten populär verkauten läßt, InNna-

chen?
Wıe kommt dann, da{fßs gerade hre Parteı, die John Es 1St ZuL, da{fß viele Politiker eın klares un eindeu-

CD  e bzw. die Union, dies heute vErgSCSSCch haben
scheint? Hat nıcht die AD be1 ıhrem etzten Parteıitag INn tıges Bekenntnıis Aussıiedlern ablegen. Es spielt dabe1

Sar keıne Rolle, VO welchen otıven S1e sıch leıten |as-
dieser Hınsıcht ıne große Chance verpaßt: Man sprach
War über das qOhristlıche Menschenbild, dem 111a  —_ sıch SCMH Wıchtig 1ST dagegen, da{fß 18808 verstanden worden IS

da{ß gerade Politiker eiıner posıtıven Meıinungsbildungverpflichtet wıssen möchte, ber l1e{ß dann ausgerechnet über 7T uwanderer eiınen wesentlichen Beıtrag eısten kön-
das 'Thema auUs, dem INa  —_ dieses Menschenbild auf sehr

NCN Interessant I1STt auch, da{s viele Politiker sıch damıt
unbequeme Weıse hätte festmachen könnenInterview  51%  politik unvereinbar mit einer zukünftigen Ausländerpoli-  Ostpolitik so und ist wohl in der Ausländerpolitik nicht  tik?  anders. In meiner Partei gab und gibt es Politiker, die  John: Keineswegs. Ausländerpolitik bleibt nationale In-  dumpfen Abwehrhaltungen in der Bevölkerung nicht ge-  nügend entgegentreten, die nicht sehen, daß sie mit dieser  teressenpolitik — aber nationale Interessenpolitik umfaßt  auch die aus anderen Herkunftsländern stammende  lauen Haltung nicht nur der Partei, sondern auch unseren  Bürgern und unserem Gemeinwesen schaden.  Wohnbevölkerung. Integration steht nicht im Wider-  spruch zu nationaler Interessenpolitik. Der Autor des Ge-  HK: Bleibt der CDU überhaupt ein anderer Weg, wenn  setzentwurfes ist leider diesem Irrtum erlegen. Jeder Staat  sie weiterhin meint, den rechten Rand des politischen  hat selbstverständlich nicht nur das Recht, sondern die  Spektrums integrieren zu sollen?  Pflicht, Politik im nationalen Interesse zu machen. Diese  John: Im Grundsatz halte ich diesen Integrationsversuch  Politik darf aber nicht Politik in einem ethnisch deutsch-  zentrierten Sinne sein.  für richtig. Es ist besser, diese Strömungen in eine demo-  kratische Partei zu integrieren, äls sie in Sondergruppen  HK: Aber ein Großteil der Bevölkerung sieht es offenbar  Politik machen zu lassen. Die Einbindung wird aber nur  anders. Eine Politik erklärtermaßen zugunsten der Aus-  gelingen, wenn gleichzeitig menschenfeindliche politische  länder kostet eher Wählerstimmen, als daß sie welche ein-  Ansätze, Parolen und Forderungen ohne Wenn und Aber  brungte.  bekämpft werden. Wenn man Vertretern solcher Positio-  John: In einer Demokratie ist es überhaupt nicht notwen-  nen aber Zugeständnisse macht, fördert man geradezu  eine Antiausländerhaltung.  dig, daß die Politiker den Leuten nach dem Munde reden.  Die Menschen sind viel klüger und mündiger, als die Poli-  HK: Sie haben das Verhältnis der CDU/CSU zur Auslän-  tiker annehmen. Sie vertragen den Widerspruch. Sie wol-  derpolitik einmal „irrational“ genannt. Was verstehen Sie  len ihn sogar. Sie provozieren ıhn geradezu mit ihren  darunter?  Stammtischmeinungen, denn sie wissen, daß Stimmungen  John: Vor allem die Tatsache, daß oft rein gefühlsmäßige  nicht direkt in Politik umgesetzt werden können, daß sie  Abwehrhaltungen zur Grundlage von Politik gemacht  allenfalls einen ersten Entwurf aus der eigenen Begrenzt-  werden. In geradezu klassischer Form finden wir das im  heit des Denkens darstellen. Die politische Führung muß  diese Ansätze aufnehmen, sich mit ihnen auseinanderset-  Entwurf des Ausländergesetzes wieder, wenn vom deut-  schen Volkscharakter die Rede ist. Irrational nenne ich es,  zen und schließlich ein durchdachtes Konzept vorlegen.  Es gibt keinen Grund anzunehmen, die Deutschen wür-  wenn so getan wird, als sei der deutsche Volkscharakter  ein Argument dagegen, daß ein junger Ausländer, der in  den solchen Konzepten nicht folgen. Auch in der Vergan-  genheit waren die Politiker am erfolgreichsten, die auch  der Bundesrepublik geboren ist, seine Ehefrau hierher  holt. Dahinter steckt kein Gedanke mehr. Ein vergleichs-  gegen Stimmungen zu handeln in der Lage waren, etwa  weise kleines Problem wird in gedankenloser, fast schon  Ludwig Erhard mit seiner entschiedenen Hinwendung  herzloser Weise übertrieben und zu einem Bürgerschreck.  zur sozialen Marktwirtschaft, Konrad Adenauer mit der  aufgebauscht. Die Realitäten werden dann nicht mehr zur  Einbindung in die westliche Wertegemeinschaft. Nur die  Kenntnis genommen.  Politiker bringen uns voran, die den Mut und die Phanta-  sie aufbringen zu sagen: Wir müssen alles ändern, damit  alles beim alten bleibt, nämlich, daß wir eine Gesellschaft  „Aus dem Nicht-Einwanderungsland  bleiben, die ihre Probleme und Konflikte auf eine humane  Bundesrepublik ist ein Land mıt  und kreative Art zu lösen bemüht ist.  Millionen Einwanderern geworden“  HK: Ist eigentlich das Engagement von CDU-Politikern  „Die CDU hat dann und wann  zugunsten der Aussiedler ein Versuch, Versäumnisse in  wichtige Gestaltungsmöglichkeiten für  der Ausländerpolitik dort, wo es sich als nationale Auf-  die Zukunft verpaßt“  gabe noch am ehesten populär verkaufen läßt, wettzuma-  chen?  HK: Wie kommt es dann, daß gerade Ihre Partei, die  John: Es ist gut, daß viele Politiker ein klares und eindeu-  CDU bzw. die Union, dies heute vergessen zu haben  scheint? Hat nicht die CDU bei ihrem letzten Parteitag in  tiges Bekenntnis zu Aussiedlern ablegen. Es spielt dabei  gar keine Rolle, von welchen Motiven sie sich leiten las-  dieser Hinsicht eine große Chance verpaßt: Man sprach  zwar über das christliche Menschenbild, dem man sich  sen. Wichtig ist dagegen, daß nun verstanden worden ist,  daß gerade Politiker zu einer positiven Meinungsbildung  verpflichtet wissen möchte, aber ließ dann ausgerechnet  über Zuwanderer einen wesentlichen Beitrag leisten kön-  das Thema aus, an dem man dieses Menschenbild auf sehr  nen. Interessant ist auch, daß viele Politiker sich damit  unbequeme Weise hätte festmachen können ...  durchaus im Widerspruch zu einigen ihrer Wähler befin-  John: Das schmerzt, wenn man Mitglied dieser Partei ist.  den. Sie lernen nun, diesen Widerspruch auszuhalten und  Die CDU hat dann und wann wichtige Gestaltungsmög-  sich mit ihm auseinanderzusetzen, ohne das Integrations-  lichkeiten für die Zukunft verpaßt. Das war z.B. bei der  ziel in Frage zu stellen.durchaus 1mM Wıderspruch einıgen iıhrer Wähler befin-
John Das schmerzt, WE 114  S Miıtglıed dieser Parte1ı IsSt den S1e lernen NUun, diesen Wıderspruch auszuhalten und
Diıe @1B)  @ hat dann un: W wichtige Gestaltungsmög- sıch mı1t ıhm auseinanderzusetzen, ohne das Integrations-
lichkeiten für dıe Zukunft verpadlst. Das WAar be1 der 1e] 1n Frage tellen
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Gegen den Begrittf VOoO „Einwanderungsland“ oder weıteren Famılıenzusammenführung. Hıer bestehen
„-kontinent“ o1bt manches treffliche Argument terschiedliche Vorstellungen über das Nachzugsalter. Mır
manchmal sıeht ber AUs, als wolle INan mıiıt dem Be- scheint eın Höchstalter VO Jahren ausreichend
or1f1, den INa  — ablehnt, die Realıtät, die dabe] geht, seın, WECNN die Möglıchkeıit besteht, ın Härtetällen anders
ausblenden entscheiden. Andere gehen weıt arüber hınaus un:
John Ich gehöre nıcht denen, die auf dem Begriff des gCNH, WIr muüssen nıcht 11UTr die CNSC Kerntamiılie —

menführen, sondern auch die Großeltern einbeziehen.„Einwanderungslandes“ beharren. Eın Eınwanderungs-
land, eın Eınwanderungskontinent können WIr 1Ur In be- Ich halte das für weıtgehend. Wır muUussen uns besche1-

Ma{fß se1In. Wenn dıe Menschen miıt dem Begriff dene un: realıstiısche Zıiele seLzen Aber dıe Junge Auslän-
dergeneration ErWartet mehr als diese Eckwerte. Geradeauch dıe Realıtät ablehnen, sollte INa  —_ den Begriff nıcht

verwenden. Tatsache 1STt iındes: Aus dem erklärten Nıcht- In der Einbürgerungspolitik CTIWAaAartiel S1e eıinen Sprung
Eınwanderungsland Bundesrepublik 1St eın Land mMI1t Miıl- nach orn Aber n  u ıIn dieser Frage sehe ich noch kei-
lıonen Einwanderern geworden. Aus einer kulturell, He  —_ Oonsens. Im Gegenteıl!
sprachlıich un relıg1ös einheitlichen Gesellschaft 1STt ine
Gesellschaft geworden, ın der sprachliche und relıg1öse „Der tradıtionelle,Vieltalt und Pluralıtät, ber auch schon Abgrenzung Zzur

Alltagswirklichkeit gehören. Eıne weıtere Realıtät ISt, da{fß Staatsbürgerschaftsbegriff gehört der
die zugewanderten Mınderheıiten, obwohl S1E viele Jahre Vergangenheıit an  C6
hıer leben, on grundlegenden und bedeutsamen Rechten

Dabe!ı geht aber nıcht 1Ur die Alternative: Jaausgeschlossen bleiben, da{ß S1E immer noch Bürger WeIl-
ter Klasse sınd und da{fß der Ausländerstatus selbst diese oder neln einer erleichterten Einbürgerung, sondern
Benachteıiligungen herbeiführt un daher überwunden auch darum, ob dıe erleichterte Einbürgerung als Miıttel
werden mu{ der Einbürgerungspolitik518  Interview  ——  HK: Gegen den Begriff vom „Einwanderungsland“ oder  weiteren Familienzusammenführung. Hier bestehen un-  „-kontinent“ gibt es manches treffliche Argument —  terschiedliche Vorstellungen über das Nachzugsalter. Mir  manchmal sieht es aber so aus, als wolle man mit dem Be-  scheint ein Höchstalter von 16 Jahren ausreichend zu  griff, den man ablehnt, die Realität, um die es dabei geht,  sein, wenn die Möglichkeit besteht, in Härtefällen anders  ausblenden.  zu entscheiden. Andere gehen weit darüber hinaus und sa-  John: Ich gehöre nicht zu denen, die auf dem Begriff des  gen, wir müssen nicht nur die enge Kernfamilie zusam-  menführen, sondern auch die Großeltern einbeziehen.  „Einwanderungslandes“ beharren. Ein Einwanderungs-  land, ein Einwanderungskontinent können wir nur in be-  Ich halte das für zu weitgehend. Wir müssen uns beschei-  grenztem Maß sein. Wenn die Menschen mit dem Begriff  dene und realistische Ziele setzen. Aber die junge Auslän-  dergeneration erwartet mehr als diese Eckwerte. Gerade  auch die Realität ablehnen, sollte man den Begriff nicht  verwenden. Tatsache ist indes: Aus dem erklärten Nicht-  in der Einbürgerungspolitik erwartet sie einen Sprung  Einwanderungsland Bundesrepublik ist ein Land mit Mil-  nach vorn. Aber genau in dieser Frage sehe ich noch kei-  lionen Einwanderern geworden. Aus einer kulturell,  nen Konsens. Im Gegenteil!  sprachlich und religiös einheitlichen Gesellschaft ist eine  Gesellschaft geworden, in der sprachliche und religiöse  „Der traditionelle, enge  Vielfalt und Pluralität, aber auch schon Abgrenzung zur  Alltagswirklichkeit gehören. Eine weitere Realität ist, daß  Staatsbürgerschaftsbegriff gehört der  die zugewanderten Minderheiten, obwohl sie viele Jahre  Vergangenheit an“  hier leben, von grundlegenden und bedeutsamen Rechten  HK: Dabei geht es aber nicht nur um die Alternative: ja  ausgeschlossen bleiben, daß sie immer noch Bürger zwei-  ter Klasse sind und daß der Ausländerstatus selbst diese  oder nein zu einer erleichterten Einbürgerung, sondern  Benachteiligungen herbeiführt und daher überwunden  auch darum, ob die erleichterte Einbürgerung als Mittel  werden muß.  der Einbürgerungspolitik taugt ...  HK: Laufen aber Bezeichnungen wie „multikulturelle“  John: Grüne und SPD sehen in der Einbürgerung ein An-  oder „multiethnische“ Gesellschaft, wie sie zunehmend  gebot neben anderen Lösungen, so wollen sie z.B. Aus-  auch verwendet werden, der bundesrepublikanischen  ländern die Rechte eines deutschen Staatsbürgers unter-  Realität nicht weit voraus?  halb der Einbürgerung geben. Demgegenüber will die  John: Diese Begriffe stehen für eine neue Ideologie, die  CDU/CSU die Einbürgerung erleichtern, weil sie der  wir nicht brauchen. Die USA sind eine solche multiethni-  „Königsweg“ zur rechtlichen Gleichstellung ist. Eine Al-  ternative dazu gibt es aus meiner Sicht nicht. Wer Sonder-  sche und multikulturelle Gesellschaft. Jeder US-Bürger  rechte fordert, wird unglaubwürdig. Es geht um die  kann auf eine Einwandererbiographie zurückblicken. Wir  Gleichstellung aller.  sind keine multiethnische Gesellschaft und werden auch  keine. Es reicht vollkommen aus, wenn wir uns dazu be-  HK: Wer wıe Sie die erleichterte Einbürgerung als Mittel  kennen, ein offener Nationalstaat zu sein und es auch sein  zur Integration favorisiert, kann dies nicht auf der Basis  zu wollen — mit einem entsprechend größeren religiösen,  eines traditionellen Verständnisses von Staatsbürger-  kulturellen und selbstverständlich auch ethnischen Plura-  schaft tun. Ist der „materiale Kern der Staatsbürger-  lismus. Die politische Herausforderung besteht nun  schaft“ — wie manche fürchten — gefährdet?  darin, daß dieser Wandel nicht mehr rückgängig zu ma-  chen ist, sondern sich noch verstärken wird. Folglich soll-  John: Der moderne Europäer muß unterscheiden lernen  zwischen der kulturellen, ethnischen, religiösen Identität  ten wir ihn akzeptieren und politisch gestalten. Einheimi-  sche Mehrheit und zugewanderte Minderheit sind für ein  einerseits und der nationalen Identität andererseits. Diese  vermeintliche Einheit muß aufgebrochen werden. Das  Miteinander zu gewinnen.  kann nur geschehen, wenn der einzelne nicht mehr so  HK: Angesichts der breiten Ablehnung des Entwurfs des  denkt: Ich verrate mein Vaterland, wenn ich deutscher  Bundesinnenministeriums könnte man auf den Gedanken  Staatsbürger werde. Bei dieser Einstellung kann sich  kommen, in Sachen Ausländerpolitik bestehe ein breiter  nichts verändern. Wenn ich Deutscher werde, bleibe ich  Konsens. Wie groß ist der Konsens wirklich?  selbstverständlich gläubiger Muslim, kleide mich entspre-  John: Es besteht durchaus ein Konsens über Eckwerte der  chend. Falsch und überholt ist die Vorstellung: ein Volk,  d.h. eine Nationalität, eine Sprache, eine Kultur, eine Re-  Ausländerpolitik: Etwa daß es in Zukunft mehr um Inte-  grations- bzw. Inländerpolitik gehen wird als um Auslän-  ligion. Staatsbürgerschaft heute ist das verbindende Band,  und innerhalb dieser Einheit gibt es eine Vielzahl ausein-  derpolitik. Auch darüber, daß es keine Alternative zu  anderstrebender Lebensstile. Wir müssen die Staatsbür-  einer wirkungsvollen Begrenzung der Zuwanderung gibt.  gerschaft offener sehen, wie das die Amerikaner tun. Der  Sieht man an dieser Stelle einmal von der Asylpolitik ab,  so besteht über sehr viel mehr momentan kein Konsens.  traditionelle, enge nationale Staatsbürgerbegriff, wie er in  Europa noch vorherrscht, gehört der Vergangenheit an.  So gibt es einen Grundkonflikt zwischen der Forderung  nach Begrenzung der Zuwanderung einerseits und ver-  HK: Die amerikanische Staatsbürgerschaft ist zwar offe-  stärkter Integration andererseits etwa in der Frage einer  ner — als Gegengewicht steht dem jedoch ein ausgeprägterLauten ber Bezeichnungen WI1e€e „multikulturelle“ John Grüne un: SPD sehen ın der Einbürgerung eın An-
oder „multiethnısche“ Gesellschaft, WI1e€e S1Ee zunehmend gebot neben anderen Lösungen, wollen S1e z B Aus-
auch verwendet werden, der bundesrepublikanischen ändern die Rechte eınes eutschen Staatsbürgers nNnier-
Realıtät nıcht weıt voraus” halb der Eınbürgerung geben. Demgegenüber 111 dıe
John Diıese Begriffe stehen für ine MEUEC Ideologie, die GCGIDWACSUEU die Eiınbürgerung erleichtern, weıl S1e der
WIr nıcht brauchen. Dıie USA sınd ıne solche multiethni- „Könıigsweg“ ZUuUr rechtlichen Gleichstellung 1St. Eıne ‚A

ternatıve dazu o1bt 4U $ meıner Sıcht nıcht. Wer Sonder-sche un: multikulturelle Gesellschaft. Jeder S-Bürger rechte fordert, wırd unglaubwürdiıg. Es geht diekann auf iıne Eınwandererbiographie zurückblicken. Wır Gleichstellung allersınd keine multiethnische Gesellschaft un: werden auch
keine. Es reicht vollkommen Aaus, WEenNnn WIr uns dazu be- Wer WI1€e Sıe dıe erleichterte Einbürgerung als Miıttel
kennen, ein offener Natıonalstaat seın und auch seın ZUr Integration favorisiert, kann dies nıcht auf der Basıs

wollen mIt einem entsprechend yrößeren relıg1ösen, elınes tradıtionellen Verständnisses VO Staatsbürger-
kulturellen und selbstverständlich auch ethnischen Plura- schaft D  5 Ist der „materı1ale Kern der Staatsbürger-
lısmus. Dıie polıtische Herausforderung esteht 1U schaft“ W1€e manche fürchten gefährdet?
darın, da{fß dieser Wandel nıcht mehr rückgängıg
hen ISt, sondern sıch noch verstärken wiırd. Folglich oll- John Der moderne Europäer mu{fß unterscheiden lernen

zwıischen der kulturellen, ethnıschen, relig1ösen Identitäten WIr iıhn akzeptieren un: polıtisch gestalten. Einheimi-
sche Mehrheit und zugewanderte Mıiınderheit sınd für eın eiınerseıts und der natıonalen Identität andererseıts. Diese

vermeıntliche Eıinheit mu{fß aufgebrochen werden. DasMıteınander gewınnen. kann 1Ur geschehen, WECNN der einzelne nıcht mehr
Angesiıchts der breiten Ablehnung des Entwurts des denkt Ich verrate meın Vaterland, WEeNnNn ich deutscher

Bundesinnenministeriums könnte 9008  —_ auf den Gedanken Staatsbürger werde. Be1 dieser Eınstellung kann sıch
kommen, In Sachen Ausländerpolitik estehe eın breiter nıchts verändern. Wenn ich Deutscher werde, bleibe ich
ONSsens. Wıe orofß 1STt der OoOnsens wırklıch? selbstverständlich yläubiger Muslım, kleide miıch CNTISPrE-
John Es besteht durchaus eın Onsens über Eckwerte der chend Falsch un überholt 1St die Vorstellung: eın Volk,

eiıne Natıionalıtät, ıne Sprache, ine Kultur, iıne Ke-Ausländerpolitik: twa da{fß In Zukunft mehr un Inte-
grations- bzw Inländerpolitik gehen wırd als 10M Auslän- lıg10n. Staatsbürgerschaft heute ISTt das verbindende Band,

und innerhalb dieser Einheit o1bt iıne Vıelzahl auseın-derpolıtik. Auch darüber, da{fß keine Alternative zZzu anderstrebender Lebensstile. Wır muUussen dıe Staatsbür-einer wirkungsvollen Begrenzung der Zuwanderung g1bt gerschaft offener sehen, WI1IE das die Amerıkaner DU  a DerSıeht Nan A dieser Stelle eiınmal VO  — der Asylpolıtık ab,
esteht ber sehr viel mehr INOMmMENLAN keın Konsens. tradıtionelle, S natıonale Staatsbürgerbegriff, WI1eE ( In

Furopa noch vorherrscht, gehört der Vergangenheıt ASO gıbt eiınen Grundkonflikt zwıschen der Forderung
nach Begrenzung der Zuwanderung einerseılts und VOTI- Die amerıkanısche Staatsbürgerschaft 1St. ZWAar offe-
stärkter Integration andererseits LWAa ıIn der Frage einer MT als Gegengewicht steht dem jedoch 1n ausgeprägter
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Patrıotismus gegenüber, der eıinen ber doch eher ıne zıge Rolle Irgendwann wırd einer der beıden Pässe nıcht
überzogene Natıonalstaatsorientierung erinnert mehr verlängert, weıl dies 9808 auch Unkosten verursacht

un weıl eintach nıcht mehr benötigt wırd Man betrittJohn Ich weılß nıcht, ob INa  = das verächtlich sehen das andere Land nıcht mehr bzw kann mI1t deutschem
sollte Das 1St eben eın Ersatz für dıie fehlende Mythologı1- Pa{fß die Heımat der Eltern ebensogut besuchen. Auch A4aUsS$
sıerung der Staatsbürgerschaft. Menschen brauchen eın den SA viele Doppelstaatsbürgerschaften 1bt, 1St
Zeremonıiell Ich bın sehr dafür und WITr machen dies bekannt: Irgendwann läuft diese Art Doppelgleisig-Jetzt auch iın Berlın dafß INa  — die Verleihung der deut- keıt ıIn den Biographien aus Ängste, Doppelstaatsbürger-schen Staatsbürgerschaft als eın außergewöhnliches, eın schaften würden dıe Menschen schızophren machen, sınd
testliches Ere1ign1s gestaltet. Dıiıe Staatsbürgerschaft IST Iso unbegründet.nıcht 11UTr eın grünes Stück Papıer, dıe mIır In Form eıines
deutschen Passes gegeben wırd, sondern S1Ee 1sSt ıne HGE Die Ermöglichung der Doppelstaatsbürgerschaft al-
Bındung un: Loyalıtät, auf die sıch der einzelne einläßrt. leın dürfte jedoch noch nıcht ausreichend seln. Famılıen-

einheitlichkeit un: Ermessenseinbürgerung erschweren
Aber sınd S1e dann nıcht ıIn Gefahr, die Staatsbürger- heute noch die Einbürgerung.

schaft wıeder mıt Werten aufzuladen, die Sıe eigentlıch John Auf die Famıiılieneinheitlichkeit ollten WIr ebensoals überholt ablehnen?
verzichten WI1€E aut dıe Eiınbürgerung 1U aufgrund einer

John Durchaus nıcht. Ich lade S1e mıt Werten auf, dıe Ermessensentscheidung der Behörden. Wıe dıe Eınbürge-
nıcht mehr auf Gruppenzugehörigkeit zentriert sınd, SO11- rung 1mM einzelnen vollzogen wırd, 1St i1ne Detailfrage.
dern die sıch Orlentieren modernen Gesellschaften, die Entscheidend StE da{fß derjen1ge, der In der zweıten oder
ihrem Staatsbürger ganz unabhängıg davon, welcher drıtten Generatıon In Deutschland ebt und der LWa iıne
Herkunft 1St sozıale Gerechtigkeıt, Toleranz, Freiheit berufliche Karrıere anstrebt, eınen Dauerstatus braucht,
gewähren. Es andelt sıch Iso eıne wertorlentlerte denn hler 1STt seıne wiırklıche Heımat. Im übrıgen bın iıch
Staatsbürgerschaft un die verbindet uns Ja auch ın den dafür, für bestimmte Gruppen das Territorialprinzıp
treiıen westlichen Ländern. übernehmen. Das 1St die eleganteste un: eintachste Alt;

die deutsche Staatsangehörigkeıt verleihen. Ich bın fürIst aut Dauer die Staatsbürgerschaft als eın Unter-
scheidungsmerkmal natıonaler Zugehörigkeıt eigentlich ine automatıische Einbürgerung be1 Geburt.
wirklich unverzichtbar? Wenn nıcht, W3as spricht dagegen,
langfristig auf S1Ee verzichten? „Das kommunale Wahlrecht für
John Dagegen sprechen iıne Reıihe VO schwerwıiegen- Ausländer wiırkt
den Gründen: Was dıe staatsbürgerlichen Loyalıtäten und integrationshemmend’Bindungen angeht, sınd dıe 7Zuwanderer keıine „tabula
sa  “ Solange Staatsbürgerschaften o1bt, brauchen WITr Bereıts seIlt längerem wırd die Frage nach dem kom-
jedoch 1ıne klare egelung: Dort, ich lebe, lebe ich $1- unalen Wahlrecht für Ausländer diskutiert, WwW1e€e uch
cherer und leichter, WEEeNN ich dıe Staatsbürgerschaft des einıge europäıische Länder bereıts kennen. Sıeht I1a  s e1IN-
Landes annehme. mal VO der strıttıgen rechtlichen Problematık ab be-

steht 1erbei nıcht die Gefahr, dafß dem Ausländer WarDas ber die Möglichkeit der Doppelstaatlich-
keıt OTraus, dıe heute noch nıcht gegeben 1St. Rechte eingeräumt werden, dıe ıhm bıslang vorenthalten

werden, der Ausländerstatus als solcher ber erhalten
John Ja Im Nachkriegseuropa estanden i1ne Reıihe VO bleibt?
Unklarheiten SCnhH der Grenzziıehungen, die mIiıt John Der Ausländerstatus wırd MmMIt dem kommunalender Verweigerung der Doppelstaatlichkeit ausgeräumt
werden ollten Das Berner Abkommen VO 19653 WAar

Wahlrecht nıcht überwunden, sondern zementiert. Es 1STt
nıcht zutällig, da{ß das kommunale Wahlrecht für Auslän-seiıner eıt Recht ine Problemlösung. Heute 1St der manchmal uch dıe Zustimmung EeXLrem rechtereher ıne Behinderung: Wır muüssen i1ne moderne UTO- Gruppen findet, weıl INa  - auf diese Weiıse verhindernpäische Staatsbürgerschaft entwıckeln. Das kann Doppel-

staatlıchkeit se1ın; damıt könnten dıe NECUECN Probleme der möchte, da{fß Ausländer PCI Einbürgerung Deutschen
werden. Das kommunale Wahlrecht für Ausländer halteNachkriegswanderung besser gelöst werden. ich für ine Scheinlösung eines Scheinproblems. Das e1-

Umgekehrt wırd eingewandt, Doppelstaatsbürger- gentliıche Problem ISt der Ausländerstatus als solcher. Vor
allem für dıe nachwachsenden (GGenerationen wirkt inte-schatten erschwerten mögliıcherweise die dauerhafte Be-

heimatung, 1elten en Betreffenden O unumgänglı- grationshemmend und schaftt Ausgrenzungen, dıe WITr
chen Entscheidungen aAb ber mıt anderen Miıtteln bekämpfen müssen, TWAa nIt

der erleichterten Einbürgerung.John Dıie Erfahrung zeıgt, da{fßs derjen1ge, der WEe1 Pässe
ın der Tasche hat, nıcht zerrissen wiırd. Der Pafß des ILan Könnten ber nıcht dennoch dıe Vorteıile eiıner Eın-
des, 1ın em 6 seinen Lebensmittelpunkt hat, spielt nach führung des kommunalen Wahlrechts tür Ausländer dıe

Nachteıile überwıegen?un nach dıe Hauptrolle, letztendlich noch ıe e1In-
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John Es kommt auf dıe verschiedenen Argumentatıons- SC Gebieten Freizügigkeıt herrschen oll Wenn dıe UTO-
weılsen Wenn SESARL wırd, das kommunale Wahlrecht päischen Staaten damıt übertordert sınd, wırd INan TSL
1St der Schritt Z vollen Wahlrecht un: Grup- eınmal iıne Grenzziehung vornehmen muUussen. och sınd
PECN- un Sonderrechten, lehne ich ab Wenn das kom- WIr allerdings nıcht weiıt.
munale Wahlrecht bescheidener begründet wırd, kann Aber die Probleme stellen sıch doch durchaus be-INa  z eigentlıch kaum dagegen argumentıieren, weıl relts, WEeNnNn auch HUL 1m Zusammenhang mI1t dem Asyl-ter Umständen tatsächlich mehr Ausländer für polıtısche
Vorgänge interessiert. Das WwAare zweıtellos eın Vorteıl Im recht. Bräuchte nıcht ıne Inıtiatiıve, uch diese Frage

endlich als eıne polıtısche, als ine ausländerpoliti-übrıgen aber bın ıch entschıedener Gegner jeglıcher
Gruppen- und Sonderrechte. Ich halte für eiınen z1ıvılı- sche Frage nehmen, ANSTLALL S1€e den Juristen

überlassen?satorıschen Rückschrıitt, iıne angeborene oder selbst S
wählte Gruppenzugehörigkeit Z Ma{fßstabhb machen John Unbedingt. Miırt dem Konsens, der In dieser Fragefür die Besetzung estimmter ÄII'I[CI‘ oder für die Zuwel- herrschen scheint, kann ich miıch nıcht zufriedenge-
Sung bestimmter Rechte. ben Wır dürten ruhıg zugeben, da{fß eınen massenhaf-

ten Mißbrauch des Asylrechts oıbt Dıi1e Vertahren mUüssen

„Wır sollten uns eıner schneller abgewickelt werden. Abgelehnte muüssen uch

Kontingentlösung für AÄArmuts- un wirklıch zurückgeschickt werden. Im übrıgen aber plä-
diere ich dafür, da{fß WITr uns eiıner KontingentlösungKriegsflüchtlinge entschließen“ für Armuts-, Elends- und Kriegsflüchtlinge entschließen

Manche Bundesländer zeıgen sıch selit Jahren In Sa- sollten. Dazu sınd ber die Politiker aufgefordert, nıcht
die Jurıisten. Statt dessen werden stirnrunzelnd un: VeTr-chen Ausländerpolitik ZzUuU eıl flexibler als der Bund So

hat der Berliner Senat estimmten Ausländergruppen, die achtend die vielen de-facto-Flüchtlinge geduldet; WITr VOer-

weigern ihnen ber gleichzeıtig Entfaltungs- und Ent-1ın iıhr Heımatland zurückkehren wollen, die Möglichkeıit
der Rückkehr ach Berlın offengehalten. Würde iıne wicklungsmöglichkeiten un machen S1e eıner

soz1ıalen Randgruppe.Ausweıtung der SOgCNANNLEN Rückkehroption auf mehr
Ausländer nıcht manchen den Versuch eiınes Neuanfangs
in ihrem Heımatland erleichtern, weıl ihr Schritt 1im Fall
des Scheiterns rückgängıg gemacht werden könnte? „Keın olk hat mehr Grund als WIr,
John Neın, das Problem stellt sıch nıcht. Die Auslän- ethnısch begründeten Natıonalısmus

verachten“der der ersten Generatıon überlegen sıch sehr ZuL, ob
S1e hierbleiben oder zurückkehren sollen Be1 denen, die Zukunftsmusik 1m Bereich des Ausländerrechts 1Stzurückkehren, andelt sıch zumelst Arbeıitslose. Ar-
beıtslos sınd diese Personen, weıl S$1e keine Qualifikation auch eın SORENANNTLES Antıdiskriminierungsgesetz, WI1E
besıtzen, weıl hre Deutschkenntnisse chlecht sınd. Wıe dıie Vereinigten Staaten haben un WwW1e€e SI1ıe selıt langem
sollen S1e nach einer Rückkehr nach Deutschland Ex1- ordern. Reıicht das vorhandene Recht wirklıch nıcht AaUs,

entsprechende Strattatbestände damıiıt erfassen?stenzmöglıchkeiten tinden, Wenn S1€e das Land schon eiIn- Bestehrt hıer möglıcherweise dıe Getahr eıner weıterenmal SsCh Arbeıtslosigkeit verlassen haben? Anders ISTt nötıgen Verrechtlichung?für hıer aufgewachsene Junge Ausländer, die der
Schwelle eiınes beruftlichen Aufstiegs stehen. John Eıne Gesellschaft mI1t Minderheiten mu{fß deutlich

Inwıeweılt kann In der Frage der Ausländerpolitik machen, da{fß S1€e diese Mınderheıten VO  — Alltagsdiskrımi-
nıerungen schützt. Dazu brauchen WITr nıcht NUr 1ıne Wil-„Europa” überhaupt noch als Bezugsgröfße dienen? Der

EG-Bürger kann auf dem Arbeıtsmarkt 1MmM Grunde nıcht lenserklärung, sondern Normen. Gesetzliche Normen
wirken bewufsitseinsbildend und bewulfstseinsverändernd,mehr als Ausländer gelten. Irgendwann wiırd auch

einer gestuften Hıneinnahme der Türkei kommen. Also WI1Ie Rechtspolitiker übriıgens INn anderen Rechtsgebieten
immer wıeder betonten. Wenn dies ausgerechnet In die-stellt sıch das Ausländerproblem langfristig eher 1mM Zu-
SC Bereich bezweıtelt wiırd, geschieht 4U S durch-sammenhang mIıt der Zuwanderung aus Ländern der Drit-

ten Welt, 3 AdUus Nordafrika. sıchtiıgen Gründen. Es 1St ‚War richtig, daß der Umgang
miıt einem solchen Antıdiskriminierungsgesetz nıcht eIN-

John Man mu{fß überschaubare Vorstellungswelten schaf- tach ISt, aber eıner UNANSCIMESSCHNECN Verrechtlichung
fen, und da 1St. der europäıische Ansatz her begreifbar. mu{fß nıcht kommen. Eın Beıspıiel: Ich tühre SeIt Jahren
Dıiıe Bundesbürger fühlen sıch In Europa Hause WI1e eiınen hartnäckıgen Kampf Zutrittsreglementierun-
In Deutschland, manche Oß mehr als 1Im eıgenen Land SCH gegenüber Ausländern In Dıiskotheken. Mır kommt
Gerade durch die Bındungen ehemaliger Kolonialstaaten dabeı ZUSTatten, da{fß In der Berliner (saststättenverord-

überseeische Gebiete, se1 Schwarzafrıka oder der Nnungs iıne Vorschrift o1bt, die den Ausschlufß VO Dısko-
Vordere bzw Ferne Orıent, kommen yroße Probleme autf thekenbesuch 4U S rassıschen, relıg1ösen un ethnischen
dıe Europäische Gemeinnschaftt Man wırd sıch arüber Gründen verbietet. Es wäare 1e| umständlıcher, mIıt den
verständigen mussen, ob auch für die Menschen A4AUS die- Grundgesetz einen Diıiskothekenzutritt erzwıingen.
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och eichter waäare miıt einem Antıdıskrıminierungsge- Wır wıssen besten, dafß ethnische oder relıg1öse Ho-
NAWA mogenıtät eıner Gesellschaft überhaupt keın Wert sıch

Eıne abschließende Frage: Was mu{(lß eigentlich über ISt, sondern iıne Wahnvorstellung. Eiınebnung, Vereın-
heitlichung un Gleichschaltung sınd immer iıne Gefahr,die rechtliche Normierung un polıtische Durchsetzung eın Zeichen der Verarmung. Es oılt daher die der Er-noch hinzukommen, damıt dıe Bundesrepublık langfristig scheinungen ın allen Lebensbereichen bewahren alsdann wirklıch einem ‚offenen Natıonalstaat“ werden wırksamstes Gegengift jede Form VO Erstarrung,kann? Verkrustung, Verknöcherung, die immer un überall le-

John Dıe Deutschen mussen eın Selbstverständnıs bensteindlich sınd Die größere Vielfalt 1ın UNMNSCHGT Repu-
VO sıch selbst entwıckeln. Keın olk hat mehr Grund als blık 1St eshalb nıcht NUr T  > sondern auch be-
WIr, ethnısch begründeten Natıiıonalısmus verachten. wufßt bejahen.

Solidarıtät un Subsidijarıtät stärken
Erklärung des ZdK ZUur Strukturreform 1m Gesundheitswesen
Dıie “O Präsıdıum des Zentralkomitees der deutschen K Ma{fßnahmen Z Kostendämpfung verstanden werden;
tholıiken Oßktober merabschiedete Erklädrung be1 der Strukturretorm 1mM Gesundheitswesen stehen WIr
ZUT Strukturreform ım (Gesundheitswesen ruft dazu auf, dıe gleichzeıtig VOT eiıner ethischen und ordnungspolıtischen
anstehenden Aufgaben nıcht NUT als Maßnahmen ZUT Kosten- Gestaltungsaufgabe.
dämpfung verstehen, sondern als ethische und ordnungspo- In UNSGIEGT: Wırtschaftts- un Sozıalordnung mujfs der
Iitische Gesamtaufgabe. Fs zırd betont, daß zwirkliche Mensch un seıne Würde 1m Miıttelpuhkt stehen. Auch
Erneunerungen ım Gesundheitswesen e1ine Anderung des Be- die Gesundheıtspolitik un: damıt die gyeplante Gesund-
wußtseins soOWwLE den Wıillen zeler VvorausseizZen, erkannte heitsreform steht VO  S der Verpflichtung, dıe menschlı-
Fehlentwicklungen abzustellen. che Würde, die Personalıtät des Menschen seıne

Indıyidual- un: Sozialnatur achten un Ördern.
Zentrale Aufgaben sınd dabe1 die Bewahrung der Eıgen-Dı1e Strukturretorm 1m ständıgkeıt des Menschen und dıe Förderung seıner

Gesundheitswesen 1ST 1ıne ethische Selbstverantwortung.
un ordnungspolıtische Dıiıes alles hat unmıiıttelbare Konsequenzen tür die Weıter-Gestaltungsaufgabe entwıcklung der Gesundheıitspolitik. Sıe steht vorrangıg
Christen tragen Miıtverantwortung für dıe Bewältigung Vor der Aufgabe, das Leben der Menschen bewahren

und hre Gesundheıit sichern. S1ıe mu{ß ber uch derender Aufgaben un: Probleme ıhrer Zeıt; darauf hat dıe
Kirche, haben NSeTC Bischöfe un: WIr Laıen ımmer WwIe- Fähigkeıiten ZUr eigenständıgen Bewältigung der e-

henden Aufgaben ANSCINCSSEC berücksichtigen, sSOWeIltder hıngewlesen. Das Zentralkomitee der deutschen Ka-
tholiken hat 4U5S dieser Miıtverantwortung wıederholt dies ıhnen möglıch 1St. Hıeraus ergeben sıch besondere

Anforderungen den einzelnen AA Gesundheitsvor-drängenden gesellschaftliıchen Fragen Stellung NO
e  Z un: Vorschläge 2R Weıiterentwicklung un: zukünf- OTrSC«C, ber auch bel der Weıterentwicklung des en

tigen Gestaltung uUuNserer staatlıchen, wirtschaftlichen und stungsrechts un der Organısationsstrukturen 1mM (Ge-
SsSun  eıtswesen.soz1ıalen Ordnung gemacht, darunter Zl Strukturretorm

der gesetzlichen Rentenversicherung un: ZUr Absıche- [ J)as Zentralkomitee der deutschen Katholiken 1TWartetl
runNngs des Pflegerisikos. VO der Reform, da{fß der Gedanke der Solidarıtät nıcht
Wır außern uUunNns nunmehr AA yeplanten Strukturretorm zurückgedrängt oder verwAassert wiırd. Er mu{l vielmehr
1mM Gesundheıtswesen, weıl die Reform nıcht 1U VO  s 20100 zeıtgemälß weıterentwiıickelt un: den Versicherten deut-
Rer ökonomischer un polıtıscher Tragweıte ISt, s$1e hat ıch gemacht werden. Dabe!l mussen uch Famılıen, alte
auch hohe moralısche Bedeutung. Miıt Sorge haben WITr Menschen, Behinderte un chroniısch Kranke darauf VeTlIi-
DA Kenntnıiıs DE  9 da{fßs In den gesundheıtspolıit1-
schen Diskussionen der etzten Monate immer stärker f1-

irauen dürfen, da{fß ihnen ın ıhrer jeweılıgen besonderen
Sıtuation die Solidarıtät der Versichertengemeinschaft 1ın

nanzıelle un: technische Detailfragen der Retorm und Zukunft sıcher 1St
wirtschafttliche Eiınzelinteressen ın den Vordergrund SC-
rückt, menschliche Aspekte der Strukturretorm dagegen Eng verknüpft MIt dem Solıdarprinzıp 1STt das Wirtschaft-
1ın den Hintergrund gedrängt wurden. lıchkeitsprinzip 1mM Gesundheitswesen. Wıirtschafttliıchkeit
Dıi1e anstehenden Aufgaben dürten nıcht einseltig als ISt keın Selbstzweck, sondern Voraussetzung für dıe


